
lieh auf Bauplätze in Ost-Deutschland 
schicken und damit seine drückende 
Arbeitslosen-Quote verringern.

In Polen dagegen werden erstmals 
gemischte deutsch-polnische Betriebe 
eröffnet, für die Polen die Arbeitskräf­
te, die DDR Maschinen und technisches 
Know-how liefert.

Die Armee-Zeitung „Zolnierz Wol- 
nosci“ — von der amtlichen Nachrich­
tenagentur PAP zitiert — feierte die 
DDR als Schutz gegen die Bundes­
republik, „den stärksten Staat in West­
europa“: „Man kann sich unschwer 
vorstellen, über welche Macht er ge­
bieten würde, wenn sich die Herrschaft 
westdeutschen Kapitals bis zur Oder 
und Lausitzer Neiße erstreckte.“

GRIECHENLAND

Ungehörig und frech
„Wie Kaffern“ fühlen sich Athens 
Obristen international behandelt. Sie 
drohen mit dem Boykott deutscher 
Importe, wenn Bonn nicht politisches 
Wohlverhalten übt.

A thens Bürgermeister Dimitrios Rit- 
sos hißte die blau-weiße Hellenen- 

Flagge auf der Akropolis und legte am 
Denkmal des Unbekannten Soldaten 
einen Lorbeerkranz nieder: zum 27. 
Jahrestag der Befreiung der griechi­
schen Hauptstadt „vom deutschen 
Joch" (so das regimefreundliche Blatt 
„Eleftheros Kosmos“).

Zur gleichen Stunde am vergangenen 
Dienstag wurde im siebten Stock des 
Gebäudes der Public Power Corpora­
tion in der C'halkokondyli-Straße ein 
neuer deutsch-griechischer Konflikt 
ausgetragen.

Das Athener Regime nutzte die Un 
terzeichnung eines Vertrages mit Sie­
mens über die Lieferung von sechs 
Umspannstationen im Gesamtwert von 
23 Millionen Dollar, um die Bonner 
Regierung daran zu erinnern, daß Auf­
träge an deutsche Firmen mit politi­
schem Wohlwollen gegenüber den 
Obristen in Athen honoriert werden 
müßten. Die Bundesrepublik ist mit 
Abstand Griechenlands größter Abneh­
mer und Lieferant.

„Auf Weisung von oben“ verpaßte 
Athens oberster Auftraggeber, Wirt­
schaftsminister Georges Pezopoulos, 
den deutschen Geschäftsleuten und dem 
anwesenden Bonner Botschafter Peter 
Limbourg — nach den Worten der Re­
gimezeitung „Nea Politeia“ — eine 
„strenge Warnung“ : „Wir können nicht 
auf der einen Seite gute Geschäfte ma­
chen und auf der anderen Seite in allen 
internationalen Organisationen diese 
bedauerlichen Reaktionen gegen unser 
Land erleben.“

Den deutschen Gästen legte Pezo­
poulos nahe, dies „den zuständigen 
Herren in Ihrem Land zu sagen, wenn

Gübelin - führende Juweliere 
%eit 1854 - beehren sich, Sie 
während Ihres nächsten Aufenthaltes 
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der exklusiven Uhrenkollektionen 
von
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Sie wollen, daß wir unsere Zusammen­
arbeit fortsetzen“.

Noch unverblümter sagte es der Mi­
nister eine halbe Stunde später dem 
SPIEGEL: „Man behandelt uns wie 
Kaffern. Man beschimpft uns in allen 
von Kommunisten oder Sozialisten be- 

v. herrschten internationalen Organisatio­
nen, von Brüssel bis Straßburg. Das 
wird wirtschaftliche Konsequenzen ha­
ben.“

Zum ersten Mal sprachen die Athener 
Machthaber eine solche Drohung an die 
Bonner Adresse deutlich aus. Zuvor 
hatte Athen lediglich gegen regime- 
feindliche Nachrichten und Kommen­
tare in den griechischsprachigen Sen­
dungen der Kölner Deutschen Welle 
und des Bayerischen Rundfunks prote­
stiert. Eine im Februar ausgestrahlte 
Meldung, der Internationale Währungs­
fonds habe den Griechen eine Abwer­
tung der Drachme empfohlen, veran- 
laßte die Obristen zu einer Vorwarnung 
an Bonn.

Die Griechen verzögerten Vertrags 
Verhandlungen mit deutschen Firmen,

Bonns Athen-Botschafter Limbourg
„Strenge Warnung“

aber ihre Drohung machten sie zu­
nächst nicht wahr. So erteilten sie An­
fang Juni einem deutschen Konsortium 
den Zuschlag für die Erweiterung des 
Megalopolis-Kraftwerks (Auftragssum­
me: 240 Millionen Mark). Siemens er­
hielt einen Auftrag zur Lieferung von 
Fernmeldematerial im Wert von 120 
Millionen Mark. Und die Spedition 
Schenker soll das Material für alle grie­
chischen Kraftwerke transportieren.

Athen lobte nun sogar die Bonner 
Ostpolitik und berief sich bei seiner 
eigenen außenpolitischen Balkan-Of­
fensive auf das Brandt-Modell. Außen- 
amts-Staatssekretär Xanthopulos-Pala- 
mas versicherte, „eine Anerkennung 
der DDR sei nie erwogen" worden.

Doch dann geschah etwas, was Bonns 
Botschafter Limbourg einen „frontalen 
Angriff gegen das gesamte diplomati-



sehe Korps“ in der griechischen Haupt­
stadt nennt: Die Athener Regierung un­
tersagte den in Athen akkreditierten 
Diplomaten, Kontakte mit Politikern 
der Opposition zu pflegen.

Anlaß waren für Athen offenbar die 
Besuche des amerikanischen Athen- 
Botschafters Tasca beim Griechen-Kö- 
nig Konstantin in Rom und beim ge- 
fürchtetsten Gegner des Regimes, dem 
in Paris lebenden rechten Ex-Premier 
Karamanlis. Tasca und Limbourg be­
standen gleichwohl auf ihrem Recht. 
Verbindung zur Opposition zu halten, 
ein Recht, das sich Limbourg schon bei 
seinem Antrittsbesuch von Premier 
Papadopoulos hatte zusichern lassen, 
als er 1969 von Paris nach Athen kam.

Limbourg, einst Persönlicher Refe­
rent des früheren Bonner Außenmini­
sters von Brentano, ist keineswegs ein 
Linker. Dennoch besuchte er als erster 
unter seinen Kollegen unmittelbar nach 
dem jüngsten Regierungsverbot demon­
strativ den ehemaligen Minister Geor- 
gios Mavros und den Professor Panayo- 
tis Kanellopoulos, der bis zum Obristen- 
Putsch Premier war.

„Die in meinem Lande akkreditierten 
Botschafter“, schrieb Limbourg in ei­
ner Richtigstellung an die staatliche 
„Athens News Agency“ (Ana), „kön­
nen, wie das in Staaten mit demokra­
tischer Staatsform üblich ist, selbstver­
ständlich jeden Kontakt pflegen, den sie 
zu pflegen wünschen.“

Der Botschafter-Brief erschien im 
Ana-Bulletin gerade am Tag der Ver­
tragsunterzeichnung mit Siemens und 
soll im Athener Kabinett erörtert wor­
den sein. Die Reaktion der Regierung 
übermittelte kurz darauf Wirtschafts­
minister Pezopoulos.

Und bissig kommentierte die regime­
freundliche Zeitung „Estia“ : „Der Herr 
Botschafter ist Vertreter einer marxi­
stischen Regierung, und er kann das 
sagen. Sicher hätte er das auch gesagt 
während der zehn Jahre Hitler-Deutsch­
land, das die Welt einschließlich Grie­
chenland tyrannisiert hat. Aber gesell­
schaftliche Kontakte sind eins, etwas 
anderes sind rein politische Demonstra­
tionen, die ungehörig und frech sind.“

ENGLAND

Im Nebel
Für die britischen Europa-Gegner ist 
die EWG eine „Todesfälle“, für die 
Europa-Freunde Englands „letzte 
Chance“. Am 28. Oktober stimmt das 
Unterhaus über den Beitritt ab.

Um England wird wieder gekämpft 
— „eine zweite Schlacht“ um Bri­

tannien ist entbrannt, jedenfalls für die 
„National Union of Protestants“.

Denn am Donnerstag nächster 
Woche werden Englands Parlamenta-

fina l·

EWG-Werberin in London
„Unsere letzte Chance“

rier im Unterhaus über den Beitritt zu 
jener EWG abstimmen, die viele Eng­
länder fasziniert, aber noch mehr Eng­
ländern Furcht und Schrecken einflößt 
(siehe SPIEGEL-Essay, Seite 186).

„Eine der wichtigsten Entscheidungen 
in der britischen Parlamentsgeschichte“, 
urteilte der Erzbischof von Canterbury, 
Michael Ramsey, ein Beitrittsbefürwor­
ter, und forderte die Gläubigen auf: 
„Laßt uns Christen dafür beten.“

Zuspruch haben beide Lager nötig. 
Für Englands EWG-Gegner ist der 
Europa-Kurs der Regierung Heath „der 
größte Ausverkauf, den es jemals gege­
ben hat", so die Organisation „Keep 
Britain Out“, oder eine „Todesfälle“, so 
die „National Union“. Für die britische

EUROPE 
IS FUN!

More work, but more

Britische EWG-Werbeschrift
„Laßt uns dafür be ten“

„Europa-Bewegung“ jedoch geht es um 
„unsere letzte Chance“.

Der konservative Abgeordnete Sel- 
wyn Gümmer, der allein im Juli 150 
Pro-EWG-Reden hielt, sprach aus, was 
die Beitrittsfreunde am stärksten depri­
miert: Über die tatsächliche Problema­
tik tappen die meisten Briten „noch im­
mer im Nebel“.

Auf Nebel stieß die Londoner Euro­
pa-Bewegung in einer von ihr in Auftrag 
gegebenen Studie: Nur 18 Prozent aller 
Befragten konnten die sechs Mitglied­
staaten der EWG nennen, 7 Pro­
zent glaubten, auch die USA, 4 Pro­
zent, die Sowjet-Union sei Mitglied. 
84 Prozent erklärten, ihnen fehle es an 
Informationen, um etwa an einer — von 
Sozialisten geforderten — Volksabstim­
mung teilzunehmen.

Die Europa-Bewegung gab in den 
letzten vier Jahren über acht Millionen 
Mark aus, unwissende Landsleute mit 
dem EWG-Europa vertrauter zu ma­
chen. 400 Europa-Sprecher — Ai 
geordnete, Lehrer und Studenten —̂  
mehr als 30 verschiedene Europa-Ver­
eine predigten in Schulen und Fabriken, 
an der Börse wie vor der „Post Office 
Engineering Union“. Über 3000 Frei­
willige warfen die Werbezeitung „Bri­
tish European“ unters Volk, verteilten 
Flugblätter und Luftballons mit dem 
Aufdruck: „Say yes to Europe“.

Ja zu Europa sagten Fußballer, Sän­
ger und Priester, ln ihren Hirtenbriefen 
empfahlen Kleriker den Gläubigen die 
Europa-Idee. Ja zu Europa sagte auch 
Lord Hailsham, Sprecher des Ober­
hauses, oberster Richter Englands und 
Kabinettsmitglied.

Doch viel Erfolg hatten die Europa- 
Werber bislang nicht. Zwar registrierte 
der Direktor der Europa-Bewegung, 
Ernest Wistrich, nach der Kampagne, 
daß die „Leute nicht mehr einfach da­
gegen sind, sondern auch schon funda­
mentale Fragen stellen“. Die MehrheÄ 
der Engländer jedoch hielt an ihren? 
Mißtrauen fest oder blieb unentschlos­
sen.

„Wie kann ich für die EWG sein?“ 
fragte unlängst ein Wähler seinen Ab­
geordneten David Steel: „Ich habe im 
letzten Krieg gekämpft und verachte die 
Italiener, mißtraue den Franzosen, 
empfinde Ekel gegenüber den Hollän­
dern und fürchte die Deutschen.“ Nach 
Ansicht Steels seien diese Vorurteile 
„im Unterbewußtsein tief unten“ bei 
vielen Briten auszumachen: „Dieses Un- 
wissen, dieser Chauvinismus, dieser Iso­
lationismus!“

Im Wahlkreis des Premierministers 
Heath stimmten bei einem — inoffiziel­
len — Referendum 4900 Wähler gegen 
den Eintritt in die Europäischen Ge­
meinschaften, nur 2000 waren dafür. In 
Fabriken machten EWG-Gegner Stim­
mung gegen den Beitritt mit Schreckens­
meldungen: Englands Arbeiter könnten 
künftig nur noch auf Arbeitslosen-


